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Landessozialgericht 

Az.: l14 AS 12033/16 B ER 
Az.: S 108 AS 10947/16 ER 
Sozialgericht Berlin 

In dem Rechtsstreit 

Beschluss 

- Antragsteller und -
ProzesstDevollmächtigte/r: 
Rechtsanwalt Kay Füßlein, 
Scharnweberstraße 20, 10247 Berlin 

gegen 

Jobcenter 

- Antragsgegner und BeschwerdegegnFr -

I 

I 

hat der 14. Senat des Landessoz1ialgerichts Berlin-Brandenburg am 6. Oktober 2p16 
durch den Vorsitzenden Richter am Landessozialgericht  dem Richter lam 
Landessozialgericht H n und die Richterin am Landessozialgericht Dr.  

I 

beschlossen: i 

Auf die Beschwerde der Antragstellerin wird der Beschluss 
Sozialgerichts Berlin vom 16. August 2016 aufgehoben und idie 
aufschliebende Wirkung ihres Widerspruchs gegen den Bescheid 

vom 25. Juli 2016 angeordnet. 
: 

Der Antragsgegner hat der Antragstellerin die außergerichtlichen Kositen 
des Rechtsstreits zu erstatten. ' 
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Gründe: 

I 

Die Beschwerde der Antragstellerrin ist form- und fristgenecht eingelegt gemäß § r 73 

Sozialgerichtsgesetz (SGG). Sie list nach § 172 Abs. 3 : SGG statthaft und unte1ällt 

nicht der Benufungsbeschränkung des § 144 Abs.1 Satz 1 Nr. 1 SGG, da I die 

Antragstellerin sich vorliegend gegen die Aufforderung des Antragsgeglners wen8et, 
I 

vorzeitig Altersrente in Anspruch nehmen zu müssen. Die Antragstellerin begehrtl die 
I 

Anordnung der aufschiebenden Wirkung ihres Widerspruchs gegen 

des Antragsgegners, einen Antrag auf vorgezogene Altersrente zu stellen. 

Die Beschwerde ist begründet. Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs 

anzuordnen. 

Bei der über die Anordnung der aufschiebenden Wirkung hat 

Gericht eine Abwägung des Interesses des Antragstellers, die Wirkung des 

angefochtenen Bescheides (zunächst) zu unterbinden (Aussetzungsinteresse), I mit 

dem Vollzugsinteresse des Antra?Sgegners bestr1ht ein Reb.el-
Ausnahmeverhältnis. In der Regel überwiegt das Vollzugsinteresse bes 

Antragsgegners. Die aufschiebende Wirkung der Klage ist anzuordnen, wenn 

Aussetzungsimteresse das Vollzugsinteresse überwiegt. Dies ist der Fall, wenn lT]ehr 

gegen als für die Rechtmäßigkeit des angefochtenen Verwaltungsaktes spripht. 

Vorliegend üQerwiegt das Aussetzungsinteresse der Antragstellerin gegenüber gem 

Vollzugsinteresse des Antragsge@ners, denn nach summarischer Prüfung dürfte Ider 

Inanspruchnahme der Rente bei der Antragstellerin § 2 der 

entgegenstehen. 

Rechtsgrundlage für die hier streitige Aufforderung des Antragsgegners an Idie 

Antragstellerin, eine vorzeitige Altersrente in Anspruch zu nehmen, ist § 5 Abs. 3 

Satz 1 SGB 11. Danach können die Leistungsträger nach diesem Buch einen 

auf Leistungen eines anderen Trägers stellen sowie Rechtsbehelfe und Rechtsm!ittel 

einlegen, wenn der Leistungsberechtigte einen solchen Antrag trotz 

nicht selbst stellt. 
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§ 5 Abs. 3 Satz 1 SGB 11 setzt dabei eine Pflicht des Leistungsberechtigten Izur 
! 

Inanspruchnahme vorrangiger Lelistungen - hier der Rente - voraus. Diese 

zuvor in §§ 5, 7 und 9 SGB II vorausgesetzte Pflicht zur 

vorrangiger Leistungen wird durch § 12 a SGB 11 konkretisiert (vgl. BT .. Drs. 
S.12 zu § 12 a). § 12 a SGB II betrifft unter Berücksichtigung von § 65 Abs. 4 SG!B 11 
alle Leistungsberechtigten, die am 1. Januar 2008 das 58. Lebensjahr volle1det 

haben und damit nicht mehr in den Genuss der so genannten 58er 

kommen. Gemäß § 12 a Satz 1 und Satz 2 Nr. 1 SGB II sind Leistungsberecht,gte 

verpflichtet, Sozialleistungen anderer Träger in Anspruch zu nehmen und die drfür 

erforderlichen Anträge zu steHen, sofern dies zur Vermeidung, BeseitigÜng, 

Verkürzung oder Verminderung der Hilfebedürftigkeit erforderlich ist. Bis [zur 

Vollendung des 63. Lebensjahres gilt dies aber nicht für eine 

Inanspruchnahme einer Altersrerlte. Auch nach Vollendung des 63. Lebensjahres 
I 

muss eine Rente ausnahmsweise dann nicht vorzeitig in Anspruch! genomrpen 

werden, wenrn dies eine Unbilligkeit auf Grundlage von § 13 Äbs. 2 SGB 111 mit 

Wirkung ab dem 1. Januar 2008 erlassenen Unbilligkeitsverordnung darstellt. NFiCh 

der gesetzlichen Konzeption stellt die Verpflichtung zur Inanspruchnahme einer 

vorzeitigen Altersrente den Grun(lsatz und die Pfh6ht bis zilir voliendLng 

des 63. Lebensjahres bzw. bei U1nbilligkeit die Ausnahme dar (vgl. zuletzt darin BT-

Drs. 16/7460 S.12 zu § 13). Die Regelungen des § 12 a SGB 11 und ,der 

Unbilligkeitsverordnung sind venfassungsrechtlich unbedenklich (vgl. hierzu WSG 

NRW, Urteil vom 4. Dezember 2014 - L 7 AS 1775/14 m.w.N.; LSG 

Beschluss vom 28. April 2015 - L 4 AS 63/15 B ER m.w.N.). 

Die Voraussetzungen zur Pflicht zur vorzeitigen RentenantragsteIlung sind 

erfüllt. Die am 27. November 1953 geborene Antragstellerin hat am 

2011 (also nach dem 1. Januar 2008) das 58. Lebensjahr vollendet und wird am 1

2016 das 63. Lebensjahr vollenden. 

Die Inanspruchnahme einer vorgezogenen Altersrente ist vorliegend jedoch gerDäß 

§ 2 der Unbill'igkeitsverordnung unbillig, weil sie bei der Antragstellerin zum 

eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld führen würde. 
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So leistet die Antragstellerin seit dem 15. Februar 2016 bis zum 14. Februar 2917 

einen Freiwilligendienst auf der Grundlage des Bundesfreiwilligendienstgese*es 

(BDFG) mit einer wöchentlichen Dienstzeit von 21,5 Stunden. Dafür erhält sie yon 

ihrer Einsatzstelle ( ein monatliches Taschengelq in 

Höhe von 200,00 Euro; zudem fülhrt die Einsatzstelle für die Antragstellerin Beiträge 
I 

zur gesetzlichen Sozial- und Unfallversicherung einschließlich der Beträge [zur 

gesetzlichen Unfallversicherung in Höhe von monatlich insgesamt 81,44 Euro ab. ! 

Bei der vorgenannten Tätigkeit der Antragstellerin handelt es sich um erine 

geringfügige Beschäftigung im Sinne des § 27 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 Sozialgesetzbpch 

Drittes Buch (SGB 111) i. V. m. § 8 Abs. 1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch Viertes Buch ($GB 

IV), die der Versicherungspflicht unterliegt. Somit erwirbt die Antragstellerin 

des Freiwilligengendienstes eine Anwartschaft auf Arbeitslosengeld mit der Fojlge, 

dass sie nach Ablauf des einjährigen Dienstes einen Anspruch auf Arbeitslosengeld 

geltend machen könnte. Diese Möglichkeit ginge ihr verloren, wenn sie zur 

vorzeitigen Renteninanspruchnaihme verpflichtet wäre (so auch LSG Berlin-

Brandenburg, Beschluss vom 28. August 2015 - L 29 AS 1604/15 B - juris). 
I ! I 

Wegen der festzustellenden Unbilligkeit nach § 2 der Unbilligkeitsverordnung 

bestehen ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angegriffenen Bescheides, 

sodass dem Aussetzungsinteresse der Antragstellerin im Rahmen ider 

vorzunehmenden Interessabwägung Vorrang gegenüber dem Vollzugsinteresse des 

Antragsgegners einzuräumen ist. 

Die Kostenentscheidung folgt aus der entsprechenden Anwendung des § 193 SGß. 

Dieser Beschluss ist nach § 177 SGG unanfechtbar. 

K Dr.  


